
des KRG Nr. 50 in Tateinheit mit Verbrechen nach 
§ 3 Abs. 1 Ziff. 1 Abs. 2 in Verbindung mit § 11 Ziff. 2 
WStVO verurteilt.

Die ordnungsgemäß eingelegte Revision ist begründet.
In formeller Hinsicht rügt sie Verletzung des § 60 

Ziff. 3 StPO, weil der Oberbuchhalter in der Dienst
stelle der Angeklagten, M., und der Niederlassungs
leiter V. als Zeugen e i d l i c h  vernommen worden 
sind, obwohl sie durch Verletzung ihrer Aufsichts- und 
Kontrollpflicht als Personen, die der Tat, welche den 
Gegenstand der Untersuchung bildet, oder der Beteili
gung an ihr verdächtig sind, anzusehen seien und da
her gemäß § 60 Ziff. 3 StPO nicht hätten vereidigt wer
den dürfen.

Dieser Rüge konnte der Erfolg nicht versagt bleiben. 
Das angefochtene Urteil stellt nur an einem Beispiel 
fest, daß der Zeuge M. im März 1951 die Lohnlisten 
abgehakt habe und die Endbeträge nachträglich radiert 
worden seien, ohne Erörterungen darüber anzustellen, 
inwiefern gerade die Angeklagte die Radierungen 
vorgenommen haben soll. Es ist lediglich an anderer 
Stelle gesagt, daß zum Wirkungskreis der Angeklagten 
die Errechnung und Auszahlung der Löhne und Ge
hälter gehört habe und daß sie „völlig selbständig“ ge
wesen sei. Und wieder an anderer Stelle: Die Diffe
renzen, die monatlich bis zu 3000,— DM ausmachten 
und weit über die normale Lohn- und Gehaltszahlung 
hinausgingen, seien vom Betrieb — trotz Kontrollen — 
nicht gemerkt worden. Nach diesen Feststellungen ist 
hinsichtlich der Zeugen M. und V., als Dienstvorgesetzte 
der Angeklagten, Tatverdacht nicht ausgeschlossen, 
zumal sich aus dem zu den Feststellungen des Urteils 
hinzugezogenen Protokoll und dessen Anlage 1 ergibt, 
daß die beiden Zeugen die Hauptbelastungszeugen im 
Verfahren gewesen und von der flüchtigen Angeklagten 
schwer beschuldigt worden sind. Zumindest waren im 
Zeitpunkt der Aburteilung der Straftat der Angeklagten, 
auf den es hierbei allein ankommt, Verdachtsmomente 
hinsichtlich der Zeugen M. und V. vorhanden, die eine 
Beteiligung an der Tat der flüchtigen Angeklagten 
durchaus als möglich erscheinen lassen konnten. Unter 
Beteiligung an der den Gegenstand der Untersuchung 
bildenden Tat im Sinne des § 60 StPO ist eine Tatbe
teiligung im weitesten Sinne zu verstehen, die nicht 
mit den Teilnahmeformen der §§ 47 ff. StGB identisch 
zu sein braucht. Es genügt vielmehr der Verdacht einer 
Straftat, die derart in mittelbarem oder unmittelbarem 
Zusammenhang mit der abzuurteilenden Straftat steht, 
daß die Richtung der Straftat des „Beteiligten“ in der 
Richtung der Straftat des Beschuldigten liegt, ohne 
daß die beiden Straftaten gleichartig zu sein brauchen. 
Der Sinn der Bestimmung des § 60 Ziff. 3 StPO ist 
der, daß die der Wahrheitserforschung dienende Eides
leistung dann unterbleiben muß, wenn die Möglichkeit 
besteht, daß der Zeuge nicht die für eine wahrheits
gemäße Aussage erforderliche Unbefangenheit besitzt 
oder aber wenn er durch die Eidespflicht in eine 
Zwangslage kommen könnte, die umgekehrt vom Ge
setzgeber durch die Vorschriften über den Eidesnot
stand ausdrücklich sanktioniert wird. Im vorliegenden 
Fall bestand aber die Gefahr, daß die Zeugen M. und
V. zumindest durch den Verdacht, ihre Aufsichtspflicht 
verletzt zu haben, sowohl nicht mit der erforderlichen 
Unbefangenheit aussagten, als auch im Falle eines 
Meineids die Bestimmungen über den Eidesnotstand 
für sich hätten in Anspruch nehmen können. Es unter
liegt zwar der freien richterlichen Würdigung der Tat, 
ob ein derartiger Verdacht vorhanden ist oder nicht, 
und nur dann, wenn ein derartiger Verdacht vorhanden 
ist, darf das Gericht nicht vereidigen. Gibt aber der Sach
verhalt, wie hier, Anhaltspunkte für ein Vorliegen der 
Voraussetzungen der Nichtbeeidigung § 60 Ziff. 3 StPO, 
so muß sich die Prüfung dieser Frage durch das Ge
richt in irgendeiner erkennbaren Weise aus dem Urteil 
oder dem Verhandlungsprotokoll ergeben. Das ist im 
vorliegenden Verfahren nicht der Fall. Es muß deshalb 
angenommen werden, daß sich das Landgericht mit der 
Prüfung dieser Frage nicht befaßt hat. Insoweit ist da
her das Gesetz verletzt. Auf dieser Verletzung beruht 
aber auch das Urteil, was sich allein schon aus der Tat
sache ergibt, daß die beiden Zeugen die Angeklagte, 
die flüchtig ist, in der Hauptsache belasteten. Aus 
diesem Grunde war das Urteil aufzuheben und zur er
neuten Verhandlung an das Landgericht zuückzuver- 
weisen.
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Die materiellen Rügen der Revision können dagegen 
für sich allein nicht zur Aufhebung des Urteils führen.

In erster Linie wird insoweit vorgetragen, das LG 
habe die Angeklagte zu Unrecht wegen Amtsunter
schlagung verurteilt, da sie nicht als „Beamter“ im 
Sinne des § 359 StGB anzusehen sei. Zumindest habe 
sich aber ihr Vorsatz nicht darauf erstreckt, eine 
„Amts“-Unterschlagung zu begehen. Diese Auffassung 
ist unrichtig.

Es ist zwar richtig, daß es Beamte im formellen Sinne 
in der Deutschen Demokratischen Republik nicht mehr 
gibt (vgl. z. B. § 3 der Dienstordnung der DDR). Es ent
spricht aber ebenso der ständigen Rechtsprechung der 
Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik, die 
strafschärfenden Bestimmungen des 28. Abschnitts des 
StGB für die Angestellten des öffentlichen Dienstes, 
soweit sie „Beamte im Sinne des StGB“ sind, d. h. im 
Dienste der Republik oder im unmittelbaren oder 
mittelbaren Dienst eines ihrer Länder stehen, anzu
wenden (vgl. OGSt Bd. 1 S. 189). Denn der Sinn und 
Zweck des Gesetzes, die „Amts“-Delikte härter zu be
strafen, weil sie einen besonders großen Vertrauens
bruch gegenüber der Anstellungsbehörde sowie gegen
über der auf die Ordnung und Sauberkeit des „Amtes“ 
vertrauenden Bevölkerung darstellen, hat auch für 
unsere heutige Ordnung uneingeschränkt Gültigkeit. Es 
ist in jedem Fall nur die Frage, wie weit der Kreis jener 
Angestellten zu ziehen ist, die als „Beamte“ in diesem 
Sinne anzusehen sind. Ganz allgemein werden auch 
heute noch diejenigen Angestellten als Beamte im 
strafrechtlichen Sinne anzusehen sein, die zu Dienst
verrichtungen berufen sind, die aus der Staatsgewalt 
abgeleitet sind und staatlichen Zwecken dienen, wobei 
allerdings der Inhalt unseres Staates und der Inhalt 
seiner Zwecke entscheidend mit zur Beurteilung heran
zuziehen sind. Neben politischen, kulturellen und er
zieherischen Zwecken sind diese vor allem auch wirt
schaftlicher Art. So bestimmt Art. 21 der Verfassun 
der Deutschen Demokratischen Republik, daß es Auf
gabe des Staates ist, einen öffentlichen Wirtschaftsplan 
aufzustellen, dessen Überwachung und Durchführung 
von den Volksvertretungen zu kontrollieren ist. Dieser 
Plan ist das Staatsgrundgesetz in ökonomischer Hin
sicht. Die wesentlichste Grundlage des Planes aber 
stellt das Volkseigentum dar. Aus diesen Betrachtungen 
ergibt sich, daß Angestellte im unmittelbaren oder 
mittelbaren Dienst der staatlichen Wirtschaftsver
waltung, soweit sie verwaltende Funktionen ausüben, 
unter den strafrechtlichen Beamtenbegriff fallen.

Die Angeklagte als Lohnsachbearbeiterin und spätere 
Personalsachbearbeiterin bei der Deutschen Handels
zentrale übte in dieser Eigenschaft verwaltende Funk
tionen aus. Daß die Deutschen Handelszentralen staat
lichen Zwecken dienen, nämlich der Verwirklichung des 
staatlichen Wirtschaftsplanes auf dem Gebiete des 
Handels ,ergibt sich schon aus ihrer Organisation und 
Aufgabenstellung, die in den Plänen konkretisiert wird. 
Dies war auch schon zu der Zeit so, als die Angeklagte 
noch im Dienst der DHZ stand. Denn schon seit ihrer 
Gründung war die DHZ Textil eine Anstalt des öffent
lichen Rechts und die übergeordnete Hauptverwaltung 
der DWK hatte ein umfassendes Aufsichts- und 
Weisungsrecht (vgl. die Anordnung über die Errichtung 
der Deutschen Handelszentrale Textil vom 10. Juni 1949, 
ZVOB1. S. 465, und die annähernd gleichlautenden 
Satzungen, z. B. der DHZ Holz und der DHZ Zellrtoff 
und Papier, ZVOB1. 1949 S. 244 und 305). Die VO über 
die Verbesserung der Arbeit der Deutschen Handels
zentralen vom 6. Dezember 1951 (GBl. S. 1145), durch 
die die Handelszentralen den Fachministerien bzw. 
Staatssekretariaten unterstellt wurden, bildete ledig
lich den organisatorischen Abschluß der schon zur Zeit 
der Tätigkeit der Angeklagten bei der DHZ vorhande
nen Tendenz, den volkseigenen Großhandel mittelbar 
oder unmittelbar an die staatlichen Verwaltungsorgane 
zu binden. Die Angeklagte, die, wie das angefochtene 
Urteil feststellt, rege am gesellschaftlichen Leben teil
hatte, hat auch erkannt, daß sie in der ihr anvertrauten 
Stellung im mittelbaren Dienst des Staates stand. Die 
Angeklagte war also zur Zeit der Tat Beamter i. S. des 
Strafrechts und ist daher zu Recht wegen Amtsunter
schlagung bestraft worden, wobei auch der innere Tat
bestand zu Recht angenommen worden ist.


